
Beim AK-Bürgerdialog im Rahmen der Konferenz zur Zukunft Europas soll es unter 
anderem darum gehen, welche Chancen das Saarland durch Europa hat. 

ZUKUNFTSKONFERENZ ALS CHANCE? | 

An ever closer Union? – Chancen  
und Risiken einer zukunftsfähigen EU
Mit der Konferenz zur Zukunft 
Europas, dem Aktionsplan zur 
europäischen Säule sozialer Rechte 
und dem finanziellen Stimulus von 
Next Generation EU bringt die 
Europäische Union (EU) in diesem 
Jahr gleich drei große Projekte für 
den Umbau der Gemeinschaft an 
den Start. Kritik am derzeitigen 
Zustand der EU regt sich allenthal-
ben. Einerseits wollen Euroskeptiker 
die Höherrangigkeit des europäi-
schen über das nationale Recht 
nicht anerkennen, was an den 
Grundfesten des gemeinschaftli-
chen Zusammenhalts sägt. Ande-
rerseits wird von EU-Befürwortern 
angesichts defizitärer europäischer 
Problemlösungsfähigkeit mehr 
gemeinschaftliches Handeln und 
damit mehr Europäisierung von 
Politiken gefordert. Ist die Krise der 
EU auch Chance für einen erfolgrei-
chen zukunftsfähigen Umbau?

Vorläufiger Höhepunkt sind die Einlas-
sungen des polnischen Ministerpräsi-
denten Mateusz Morawiecki, der in seiner 
Rede vor dem Europäischen Parlament 
am 19. Oktober 2021 die Höherrangigkeit 
europäischen Rechts als „Erpressung“ ti-
tulierte.1 Diese Haltung zur Europäischen 
Union verneint den Kern des Integrati-
onsprojektes: das Recht. Das Recht ist der 
Kitt der EU, denn alle Mitglieder müssen 
es anerkennen und umsetzen, um eine 
verlässliche Basis für alle EU-Bürgerin-
nen und -Bürger zu gewährleisten.2 Eine 
Haltung, die dies zur Seite schiebt, ver-
lässt den gemeinsamen Boden aller Mit-
glieder und zweifelt die Fundamente der 
Gemeinschaft an. Dennoch sei nicht in 
Abrede gestellt, dass die Problemlö-
sungsfähigkeit der EU schon deshalb 
verbessert werden muss, um künftig die 
notwendige Legitimität gegenüber ihren 
Bürgerinnen und Bürgern herzustellen.

Mit der Konferenz zur Zukunft Europas, 
die am 9. Mai 2021 eröffnet wurde, setzt 
die EU nun auf eine breite Debatte, um 
ihre Probleme zu bewältigen. Bis 2022 
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In Artikel 1 des Vertrages über die Euro-
päische Union von 1992 wird die „Ver-
wirklichung einer immer engeren Union 
der Völker Europas“ als Ziel der Gemein-
schaft benannt. Die Bilanz dieser immer 
engeren Union fällt gemischt aus: Einer-
seits wurden seit den Gründungstagen 
der EWG im Jahr 1957 die Lebensbedin-
gungen für die Bürger verbessert, der 
Wohlstand in allen Mitgliedstaaten ver-
größert und der Frieden auf dem europä-
ischen Kontinent gesichert. Andererseits 
bietet sich der Beobachterin bei der Lö-
sung aktueller politischer und wirtschaft-
licher Probleme wie der gemeinsamen 
Bewältigung der Covid-19-Pandemie, ei-
ner gemeinsamen Migrations-, Außen- 
und Sicherheitspolitik oder gemeinsa-
mer Maßnahmen zur Dämpfung der 
hohen Energiepreise ein Bild der Stagna-
tion und Uneinigkeit. 

werden die Zukunft der europäischen 
Demokratie und die Weiterentwicklung 
der europäischen Integration in Bürgerdi-
alogen und in einem politischen Gre-
mium erörtert und konkretisiert.3 Unter 
dem Motto „Aufbau eines resilienten Eu-
ropas“4 finden Veranstaltungen in Part-
nerschaft mit der Zivilgesellschaft, natio-
nalen und regionalen Parlamenten, 
Interessengruppen, Sozialpartnern und 
Wissenschaft statt, die auf europäischer, 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
die Meinungen der Bürgerinnen und Bür-
ger der EU einfangen sollen.
Die Bürgerdialoge sollen das politische 
Gremium der Konferenz mit Themen und 
Ideen zur Weiterentwicklung der europä-
ischen Integration speisen. Aus diesem 
Bottom-up-Prozess sollen dann Antwor-
ten auf die Fragen des ökologischen und 
digitalen Wandels, des institutionellen 
Aufbaus, der Ausgestaltung von Politiken 
und auch der Widerstandsfähigkeit Euro-
pas entwickelt werden. Im Bereich „stär-
kere Wirtschaft, soziale Gerechtigkeit 
und Beschäftigung“ geht es um einen 
europäischen Sozialvertrag, die Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie, aber auch die Bekämp-
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fung von Ungleichheiten. Insgesamt sol-
len Bedingungen einer fairen, 
nachhaltigen, innovativen und wettbe-
werbsfähigen Wirtschaft herausgearbei-
tet werden.5 
Im Bereich Wirtschaft, soziale Gerechtig-
keit und Beschäftigung geht es dabei um 
Reformen der großen Projekte der EU: 
des Binnenmarktes und des Euro. Zwei-
fellos haben beide für Bürger und Wirt-
schaft erhebliche positive Wirkungen 
entfaltet. Jüngere Krisen wie Weltwirt-
schaftskrise, Brexit und Covid-19-Pande-
mie zeigen aber auch die Webfehler und 
Lücken dieser europapolitischen 
Großprojekte. 

Mit dem Binnenmarkt wurden Arbeitneh-
merfreizügigkeit sowie freier Handel von 
Waren, Dienstleistungen und Kapital er-
möglicht. Diese umfassende Liberalisie-
rung und Deregulierung wurde aber 
nicht von entsprechenden Regelungen 
hinsichtlich einer sozialen und fairen Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsweise be-
gleitet.6 So öffnen sich Lücken für Aus-
beutungsverhältnisse durch Schein- 
selbständigkeit und Unterschreitung des 
Mindestlohns. Arbeitnehmerrechte sind 
großenteils national geregelt7 und kön-
nen so auch verschiedenen nationalen 
Standards genügen. Wo europaweit ein-
heitliche Regelungen bestehen, werden 
sie aber oft nicht durchgesetzt. Dabei ist 
eine sozialstaatliche Ausgestaltung des 
Binnenmarktes dringend notwendig, 
schon um eine Abwärtsspirale durch die 
Lücken in den Regelungen für mobile Ar-
beitskräfte europaweit zu verhindern. Die 
begrenzten Kompetenzen der EU in der 
Steuerpolitik haben durch die Liberalisie-
rungen des Binnenmarktes zu Steuerhin-
terziehung und Steuervermeidung – teil-
weise im großen Stil – geführt.8 Eine 
Harmonisierung des europäischen Steu-
ersystems liegt angesichts des Einstim-
migkeitserfordernisses im Ministerrat in 
weiter Ferne, was Steuerkriminelle in Eu-
ropa weiter ermutigen dürfte. 
Während also auf dem Binnenmarkt Ar-
beitnehmerrechte durch die vielfältigen 
Möglichkeiten der Umgehung nationaler 
Regelungen mehr und mehr unter Druck 
geraten, eröffnet er Unternehmen zahl-
reiche Schlupflöcher für Steuervermei-
dung und -hinterziehung. Diese 
Schlagseite des Binnenmarktes steigert 
die Möglichkeiten, nationale Sozialstaa-
ten und Arbeitnehmerrechte auszuhöh-
len. Durch die fehlende Steuerharmoni-
sierung werden der öffentlichen Hand 
auch die für sozialstaatliche Maßnahmen 
erforderlichen Gelder entzogen – was 
insbesondere in weniger wohlhabenden 

Staaten staatliche Spielräume einengt. 
Mittlerweile häufen sich die Bemühun-
gen auf EU-Ebene, diesen Konstruktions-
fehler des Binnenmarktes wenn nicht zu 
beseitigen, so doch abzuschwächen

Eine wichtige Initiative für mehr soziales 
Europa ging vom Sozialgipfel am 7./8. Mai 
2021 in Porto aus: Die Staats- und Regie-
rungschefs der EU haben mit der Erklä-
rung von Porto den Aktionsplan zur Um-
setzung der bereits 2017 geschaffenen 
Säule der sozialen Rechte in der EU ver-
abschiedet. Neben der Reform der Ent-
senderichtlinie 2018 und der Gründung 
der EU-Arbeitsbehörde in Bratislava 2019 
stellt der Aktionsplan einen wichtigen 
Schritt zur Intensivierung der Bemühun-
gen um mehr Gleichbehandlung von 
rund 20 Millionen mobilen Beschäftigten 
in der EU dar. Mit dem Aktionsplan wer-
den nun auch klare Zielsetzungen und 
Schritte zur Umsetzung bis 2030 festge-
legt. Die drei Kernziele lauten: 

 • Die Beschäftigungsquote soll von der-
zeit 72 Prozent auf mindestens 78 Pro-
zent bis 2030 steigen. 

 • Gleichzeitig sollen bis zum Jahr 2030 
mindestens 60 Prozent der Erwachse-
nen jährlich an Weiterbildungsmaßnah-
men teilnehmen. Im Jahr 2016 waren es 
lediglich 37 Prozent. 

 • Schließlich soll die Zahl der von sozialer 
Ausgrenzung und Armut bedrohten 
Personen von derzeit cirka 91 Millionen 
Menschen um mindestens 15 Millionen 
bis 2030 sinken.9

 Die Säule der sozialen Rechte besteht 
aus 20 Zielsetzungen, deren Umsetzung 
zu einem faireren europäischen Arbeits-
markt und starken Sozialsystemen in der 
gesamten EU führen sollen (siehe die Ta-
belle oben). Neben den für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer tagtäglich 
wichtigen Regeln zu Beschäftigung und 
Mitbestimmung werden insbesondere 
die Weiterqualifizierung und die Armuts-
bekämpfung als wichtige Pfeiler für ein 
soziales Europa verankert. Zudem wird 
die Säule der sozialen Rechte mit den An-
forderungen des grünen und digitalen 
Wandels der Wirtschaft und Arbeitswelt 
in Verbindung gebracht. Den daraus re-
sultierenden Risiken für Arbeitsplätze soll 
durch Weiterqualifizierung und die Befä-
higung zum Beschäftigungsübergang, 
gestärkte Arbeitnehmerrechte in der Di-
gitalisierung und die Stärkung der Sozial-, 
Gesundheits- und Arbeitssicherungssys-
teme begegnet werden.10

Mit der Vorlage des Aktionsplanes wer-
den konkrete Maßnahmen sowie Zeitho-
rizonte zur Umsetzung der Ziele be-
nannt.11 Zwar sind damit für den Aufbau 
eines sozialen Europa erste Weichenstel-
lungen geschaffen worden, der Aktions-
plan selbst besteht aber zu großen Teilen 
aus Empfehlungen und Initiativen, deren 
Rechtscharakter nicht verbindlich ist. Die 
großenteils nationalen Kompetenzen im 
Arbeits- und Sozialrecht eröffnen somit 
den Mitgliedstaaten Möglichkeiten, diese 
Empfehlungen aufzugreifen oder nicht. 
Andererseits könnte dieser Ansatz über 
das „soft law“ (also nicht verbindliche 
Leitlinien) mittel- und langfristig best 
practices etablieren, die effektiver sind als 

Sozialgipfel von Porto 2021: 
Leuchtfeuer für ein sozialeres Europa?
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Europäische Säule sozialer Rechte 
Kapitel I 

Chancengleichheit und 
gleichberechtigter Zugang 
zum Arbeitsmarkt 

Kapitel II 
Faire Arbeitsbedingungen 

Kapitel III 
Sozialschutz und Inklusion 

1. Allgemeine und berufliche
Bildung und lebenslanges
Lernen

2. Gleichstellung der Ge-
schlechter

3. Chancengleichheit

4. Aktive Unterstützung für
Beschäftigung

5. Sichere und anpassungsfähige
Beschäftigung

6. Löhne und Gehälter

7. Informationen über
Beschäftigungsbedingungen und
Kündigungsschutz

8. Sozialer Dialog und
Einbeziehung der Beschäftigten

9. Vereinbarkeit von Berufs- und
Privatleben

10. Gesundes, sicheres und
geeignetes Arbeitsumfeld und
Datenschutz

11. Betreuung und Unterstützung
von Kindern

12. Sozialschutz

13. Leistungen bei
Arbeitslosigkeit

14. Mindesteinkommen

15. Alterseinkünfte und
Ruhegehälter

16. Gesundheitsvorsorge

17. Inklusion von Menschen mit
Behinderungen

18. Langzeitpflege

19. Wohnraum und Hilfe für
Wohnungslose

20. Zugang zu essenziellen
Dienstleistungen

Quelle: Webseite der Europäischen Union, eigene Gestaltung 

Binnenmarkt ohne soziale und 
steuerliche Regulierung



Konferenz zur Zukunft Europas
Die Zukunft liegt in Ihren Händen

Quelle: https://futureu.europa.eu/?locale=de Grafik: Arbeitskammer

Worum geht es? Was ist das Ziel?

Die Konferenz zur 
Zukunft Europas gibt 
allen Europäerinnen 
und Europäern die 
Gelegenheit, sich  

Gehör zu verschaffen 
und mitzuteilen,  
was sie von der  

Europäischen Union 
erwarten.

Den Menschen  
eine Stimme geben,
damit sie Themen 

debattieren
können, die ihnen 

wichtig sind.

Alte und neue  
interne und externe  
Heraus forderungen

angehen.

Europäische  
Bürgerforen

Die Europäischen 
Bürgerforen legen 
Empfehlungen für 

Veränderungen vor

Veranstaltungen der Konferenz  
finden in der gesamten EU statt, 
um sicher zustellen, dass alle die 
Chance haben, gehört zu werden.

Exekutivausschuss
Der Exekutivausschuss setzt sich 

aus Mitgliedern des
Europäischen Parlaments, des 

Rates und der Kommission
sowie aus Beobachterinnen und 

Beobachtern zusammen.
Er wird in Zusammenarbeit mit 

dem Plenum der Konferenz
einen Abschlussbericht verfassen.

Der Bericht wird dem Parlament, 
dem Rat und der Kommission zur 

Weiterverfolgung vorgelegt.

Die mehrsprachige Plattform 
ermöglicht es allen, Ideen zu 

teilen und über die Vorschläge 
anderer zu debattieren.

Plenarversammlung  
der Konferenz

In den Sitzungen der Plenar­
versammlung werden die Ideen  

der Bürger und Bürgerinnen
erörtert und weiterentwickelt.

futureu.europa.eu

#DieZukunftGehörtlhnen

EU-weit umzusetzende Richtlinien. Der 
Streit über die Ende 2020 vorgelegte 
Mindestlohnrichtline12 verdeutlicht, wie 
vielfältig die Konfliktlinien innerhalb der 
EU verlaufen und wie schwierig eine Eini-
gung selbst über an nationalen Richtwer-
ten ausgerichtete Mindestlohnstandards 
in der EU ist.13 Demgegenüber könnte mit 
den Indikatoren des Social Scoreboard 
eine Aufwärtsspirale in den nationalen 
Sozialstaatssystemen angestoßen wer-
den, wenn diese Gleichwertigkeit neben 
den im europäischen Semester verwen-
deten wirtschaftlichen Indikatoren hät-
ten. Zudem sollten auch Indikatoren für 
die Tarifabdeckung und -bindung inner-
halb der Mitgliedstaaten in das Social 
Scoreboard eingearbeitet werden. 

Der Euro wurde ohne eine gemeinsame 
Finanzpolitik eingeführt. Nach deutschen 
Vorstellungen sollte eine strikt stabilitäts-
orientierte gemeinsame Geldpolitik mit 
Hilfe des Stabilitätspaktes für einen stabi-
len Euro sorgen.14 Der Stabilitätspakt for-
dert strikte Budgetdisziplin von allen Eu-
ro-Mitgliedern. Die Euro-Volkswirtschaf- 
ten waren in sehr unterschiedlichem 
Maße von der Krise betroffen, und die Kri-
senstaaten mussten zur Stützung der 
Binnenwirtschaft gegen den Stabilitäts-
pakt verstoßen, um die Wirkungen auf 
die Bevölkerung abzumildern. Ansonsten 
hätten die betroffenen Staaten Teile des 
öffentlichen Sektors einfrieren müssen. 
Der Stabilitätspakt, faktisch eine Schul-
denbremse auf europäischem Niveau, 
erwies sich als ungeeignete Regel für die 
Krisenbewältigung. Da die wohlhaben-

deren Euro-Länder aber eine Solidarisie-
rung mit den ärmeren Euro-Staaten in der 
Krise und bis heute wie die selbsterklär-
ten „Sparsamen Vier” (Niederlande, Dä-
nemark Österreich und Schweden) ab-
lehnen, fehlten gemeinsame europäische 
Instrumente, wie eine gemeinsame Fi-
nanzplanung und Krisenbewältigungsfa-
zilitäten. Der schnelle Übergang von Kri-
senhilfe zu Austeritätspolitik hat die 
wirtschaftliche Erholung der südeuropäi-
schen Länder im vergangenen Jahrzehnt 
ausgebremst und im Ergebnis eine wirt-
schaftliche Abwärtsspirale in den krisen-
gebeutelten Euro-Volkswirtschaften her-
beigeführt.15  Die mangelnde fiskal- 
politische Ausstattung des Euro hat des-
halb letztlich zu einer Schwächung des 
gemeinsamen Marktes geführt.

Nun läuft mit Next Generation EU (NGEU) 
das umfangreichste Hilfsprogramm in 
der Geschichte der europäischen Integ-
ration an. Neben der akuten Hilfe zur Pan-
demiebewältigung werden auch Investi-
tionen in Klimaschutz, Digitalisierung und 
Mittel für die Verwirklichung der Säule 
der sozialen Rechte bereitgestellt. Neu ist 
an diesem Programm nicht nur der Um-
fang von 750 Milliarden Euro, sondern 
auch die Finanzierung – wofür die 
EU-Kommission zum ersten Mal selbst 
Kredite aufnimmt –, die konkreten kon-
junktur- und wachstumspolitischen Ziel-
setzungen und die Pflicht zur Vorlage 
nationaler Aufbau- und Resilienzpläne 
als Vorbedingung der Mittelvergabe. Ne-
ben dem mehrjährigen Finanzrahmen, 

der für die Jahre 2021 bis 2027 in Höhe 
von 1.070 Milliarden Euro verabschiedet 
wurde, treten damit erhebliche Verstär-
kungsmittel. NGEU hat das Ziel, ein grü-
neres, digitaleres und krisenfesteres Eu-
ropa zu schaffen. Insbesondere 
Forschung, Klima- und Digitaltransfor-
mation sowie Zivil- und Gesundheits-
schutz sollen gestärkt werden. Nachdem 
schon 2018 die traditionellen distributi-
ven Politiken der EU, Agrar- und Regio-
nalpolitik zur Förderperiode 2021 bis 
2027 auf Digitalisierung und Nachhaltig-
keit ausgerichtet worden waren, werden 
diese nun zusätzlich finanziell verstärkt 
und um Forschungsambitionen erwei-
tert. Der EU-Haushalt beträgt jährlich 160 
Milliarden Euro, mit NGEU kommen 125 
Milliarden Euro jährlich bis 2026 hinzu. 
Insgesamt betragen die Ausgaben der 
EU somit jährlich 285 Milliarden Euro. Ver-
glichen mit den nationalen Etats (BRD 
Regelhaushalt 2020: 360 Milliarden Euro) 
ein relativ geringer Betrag, im Verhältnis 
der EU-Finanzen bedeutet NGEU aber 
eine Aufstockung um 78 Prozent.
Zusätzliche Finanzen bieten immer auch 
zusätzliche Gestaltungsmöglichkeiten. 
Deshalb ist davon auszugehen, dass mit 
NGEU tatsächlich die politischen Ziele für  
Modernisierung, Forschung und Klima-
schutz mehr Durchschlagskraft entwi-
ckeln. Zudem könnte die von den Mit-
gliedstaaten unabhängige Finanzierung 
über die Kapitalmärkte eine derzeit si-
cherlich noch begrenzte eigenständige 
Fiskalpolitik auf europäischer Ebene eta-
blieren, die jenseits des Stabilitätspaktes 
nationale Budgetengpässe überbrücken 
kann. Damit wird zumindest im Ansatz 
der Geburtsfehler des Euro behoben und 
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Euro ohne Finanzpolitik
Next Generation EU (NGEU): 
Keimzelle gemeinsamer Finanzpolitik?
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die Möglichkeit europäischer Budget-
kompensationen für in Schieflage gera-
tene nationale Haushalte geschaffen. 
Die Krise der EU ist fundamental: man-
gelnde Problemlösungsfähigkeit, Bür-
gerferne und Demokratiedefizite, offene 
mitgliedstaatliche Zweifel an der Rechts-
konstruktion und vieles mehr. Es geht um 
die Legitimität der EU gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern. Bei der Reform 
der EU wird die Behebung der Mängel 
von Binnenmarkt und Währungsunion 
zentral sein. Deren soziale Unterfütterung 
und der Ausgleich zwischen Arm und 
Reich wird über die Glaubwürdigkeit und 
Überlebensfähigkeit des Projektes euro-
päische Integration entscheiden.

Im ersten Schritt sollte die nationale Ko-
ordination im Bereich Arbeitsrecht ver-
stärkt werden. Dies ist eine schnelle Lö-
sung, die keinen Einstieg in einen 
langwierigen und konfliktreichen Gesetz-
gebungsprozess auf europäischer Ebene 
verlangt. Den nationalen Behörden ste-
hen dabei auch die Ressourcen der Euro-
päischen Arbeitsbehörde zur Verfügung. 
Diese soll Informationen zur grenzüber-
schreitenden Mobilität sammeln, natio-
nale Behörden bei der Bekämpfung von 
Missbrauch unterstützen und gemein-
same Kontrollen durchführen. Um eine 
wirksame Koordinierung mit Hilfe der eu-
ropäischen Arbeitsbehörde auf die Beine 
zu stellen, könnte deren Budget über die 
jährlich 50 Millionen Euro hinaus aufge-
stockt werden, um Lücken und Miss-
brauch im Bereich Scheinselbständigkeit 
und zur Durchsetzung der neuen Entsen-
derichtlinie aufzudecken. 

Im zweiten Schritt soll-
ten die Stimuli aus 
NGEU genutzt werden, 
um in den Mitgliedstaa-
ten resiliente Sozialsys-
teme auf- und auszu-
bauen, die sich an der 
Europäischen Säule so-
zialer Rechte und den 
best practices innerhalb 
der EU orientieren. 
Hierzu gehört auch die 
Reform des Europäi-
schen Semesters und 
die Hinzuziehung und 
Erweiterung der Indika-
toren des Social Score-

board um solche zur Tarifbindung. Auch 
geht es um die sozial verträgliche Ausge-
staltung von Klimaschutzmaßnahmen 
(bei steigenden Energie- und Mobilitäts-
kosten).
Mit dem wirtschaftspolitischen Stimulus 
von NGEU als Modernisierungsinstru-
ment können Investitionen in die Zukunft, 
die Hebung der sozialen Standards und 
der fiskalische Ausgleich zwischen den 
Mitgliedstaaten bewältigt werden. Eine 
verstetigte Solidarität mit sozialer Abfe-
derung ist in der Lage, den Zusammen-
halt der Gemeinschaft dauerhaft zu si-
chern.

Dr. Patricia Bauer ist Referentin für 
Wirtschafts- und Finanzpolitik

Perspektiven für die Zukunft
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In der Europäischen Union ist die Konferenz zur Zukunft 
Europas am 9. Mai 2021 feierlich eröffnet worden.


